
 

 
 

Eingegangen am: 
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

Antrag auf Streichung der Wohnsitzauflage/Umverteilung 

bzgl. meiner Aufenthaltserlaubnis/ 

Aufenthaltsgestattung/Duldung 
 

Antragssteller*in: 

Name: _______________________Vorname: _________________________ 

Geburtsdatum: _________________ Geburtsort: ______________________ 

Staatsangehörigkeit: ________________________ 

Wohnort: _____________________________________________________________ 

 

Der Antrag wird gestellt gemäß: 

 

§ 12a Abs. 5 AufenthG  Streichung der Wohnsitzauflage (Aufenthaltserlaubnis) 

§ 61 Abs. 1d S.4 AufenthG  Umverteilung/Änderung der Wohnsitzauflage (Duldung) 

§ 50 Abs. 4 AsylG  Landesinterne Verteilung/Umverteilung (Aufenthaltsgestattung) 

§ 51 AsylG  Landesübergreifende Verteilung/Umverteilung (Aufenthaltsgestattung) 

§ 60 Abs. 2 AsylG  Streichung der Wohnsitzauflage (Aufenthaltsgestattung) 

 

Der Antrag auf Streichung der Wohnsitzauflage /Umverteilung bzgl. meiner Aufenthaltserlaubnis 

/Aufenthaltsgestattung/Duldung erstreckt sich auf weitere Person/en: 

 

 Nein 

 

 Ja, der Antrag erstreckt sich auf folgende weitere Person/en: 

 

 Person 1 Person 2 Person 3 Person 4 Person 5 

Name: 
     

Vorname: 
     

Geburtsda-

tum: 

     

Geburtsort: 
     

Staatsange-

hörigkeit: 

     

PLZ, Woh-

nort: 

     

Straße, Haus-

nummer: 

     

Verwandt-

schaft: 

     

Postadresse: 
Stettiner Straße 30 
25746 Heide 

Standort: 
Rungholtstraße 9 
Büropark Westküste 
25746 Heide 
 
Auskunft erteilen: 
Frau Georg 
0481 / 97-1250 
 
Frau Frank 
0481 / 97-1245 
 

 

Der Landrat 
Fachdienst Ordnung und Sicherheit 

Ausländer- und Staatsangehörigkeitsbehörde 

 

Kathleen.Frank
Bleistift
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Gewünschter Wohnort: ____________________________________________________ 

 

Wohnraum steht bereits zu Verfügung: 

 

  Nein  

 

  Ja, unter der Anschrift: ______________________________________________ 

ggf. bei: ____________________________________________________________ 

 

Der Antrag auf Streichung der Wohnsitzauflage bzgl. meiner Aufenthaltserlaubnis wird aus fol-

gendem Grund gestellt (bitte ankreuzen): 

 

 Familienzusammenführung (zum/zur Ehepartner/in, Lebenspartner/in, zu den  

minderjährigen Kindern) 

 

Erforderliche Nachweise:  

 

 Ehepartner/in 

Nachweis der Ehe, Ausweisdokumente Ehepartner/in, Mietvertrag, Zustimmung des  

Vermieters zum Einzug der/des Antragssteller/in 

 

 Eingetragene/r Lebenspartner/in 

Urkunde über die eingetragene Lebenspartnerschaft, Ausweisdokument Lebens-

partner/in, Mietvertrag, Zustimmung des Vermieters zum Einzug des/der Antragsstel-

ler/in  

 

 Minderjährige/s Kind/er 

Geburtsurkunde/n, Ausweisdokument, Bestallungsurkunde, Sorgerechtserklärung, 

Vaterschaftsanerkennung 

 

 Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, Lebensunterhalt sicherndes  

Einkommen, Ausbildungsverhältnis, Studium, berufsorientierende oder  

berufsvorbereitende Maßnahme 

 

Erforderliche Nachweise: 

 

 Beschäftigung 

Mietangebot, schriftlicher Arbeitsvertrag, Eintragung Kammer 

 

 Studium 

Immatrikulationsbescheinigung 

 

 Maßnahme 

Bescheinigung über die Durchführung der berufs- oder studienvorbereitenden 

Maßnahme, ausgefüllt von der Stelle, die die Maßnahme durchführt oder durch-

führen wird 
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 Es bestehen andere humanitäre Gründe oder Integrationsrelevante Umstände für einen  

 Umzug in eine andere Kommune/einen anderen Landkreis 

 

 Gesundheitliche Gründe  

 

 Erforderliche Nachweise: 

Ausweisdokument, aktuelles fachärztliches Attest, aus dem die Notwendigkeit des Umzu-

ges hervorgeht 

 

 Pflegebedürftigkeit 

 

Erforderliche Nachweise: 

Ausweisdokument, ärztliche Bescheinigung über die Pflegebedürftigkeit 

 

 Psychotherapeutische und psychiatrische Behandlung 

 

Erforderliche Nachweise: 

Ausweisdokument, aktuelles fachärztliches Attest, aus dem die Notwendigkeit des Umzu-

ges hervorgeht 

 

  Es liegt eine Einschätzung des Jugendamtes vor, dass Leistungen und Maßnahmen der  

 Kinder- und Jugendhilfe nach dem 8. Sozialgesetzbuch nur an bestimmten Orten  

gewährleistet sind  

 

  sonstige Gründe (bitte konkret angeben und mit Nachweisen belegen) 

 

 

  

 

Bitte beachten Sie: 

 

Sie sind verpflichtet Ihren Wohnsitz bis zur Entscheidung über den o.g. Antrag im Kreis Dithmar-

schen zu nehmen. Warten Sie bitte in jedem Fall eine Rückmeldung der Ausländerbehörde des 

Kreises Dithmarschen ab, bevor Sie Maßnahmen zum Umzug ergreifen.  

 

Bezüglich Ihres o.g. Antrags setzten Sie sich bitte mit Ihrem Sozialamt in Verbindung. Ein Umzug ist 

nur möglich, wenn neben der ausländerrechtlichen Zustimmung das Einverständnis des Sozialleis-

tungsträgers vorliegt. Außerdem sind die Kündigungsfristen für Ihre Wohnung bei einem Umzug zu 

beachten. 

 

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ausländerbehörde des Kreises Dithmarschen bleibt es 

unbenommen, neben den genannten Unterlagen noch weitere zur Entscheidung notwendigen 

Unterlagen und Dokumente anzufordern. Dokumente in einer nicht deutschen Sprache sind vor-

her durch einen vereidigten Übersetzer ins Deutsche zu übersetzen.  

 

 

 

_____________________________________________________________________________________________ 

Ort, Datum         Unterschrift Antragssteller/in 


